
der ehemaligen LPG H. zur Einbringung des Grund­
fonds wirft die Frage auf, ob der Zusammenschluß 
der Genossenschaften allseitig vorbereitet wurde. Das 
LPG-Gesetz orientiert in den §§ 20 und 21 nachdrücklich 
auf eine in enger Zusammenarbeit mit den örtlichen 
Organen vorzunehmende exakte Vorbereitung des Zu­
sammenschlusses unter Beachtung der örtlichen Bedin­
gungen. Es sichert mit der Regelung des § 21 Abs. 2 
LPG-Gesetz besonders das Prinzip der Freiwilligkeit 
des Zusammenschlusses.
Zur exakten Vorbereitung des Zusammenschlusses ge­
hört nicht zuletzt auch eine völlige Einigung über die 
finanziellen Fragen. Das ist im vorliegenden Fall un­
terblieben. Der Vorsitzende der LPG Typ III C. 
schätzte in der Hauptverhandlung erster Instanz ein: 
„Ende 1968, und das war ein Fehler von uns, wurde 
die finanzielle Seite (des Zusammenschlusses) nicht 
besprochen . . . Ich dachte, wir werden uns schon ei­
nig.“ Eine offene und rechtzeitige Darlegung der finan­
ziellen Verhältnisse vor den LPG-Mitgliedem wäre im 
vorliegenden Fall insbesondere wegen der unterschied­
lichen Fondsbildung unumgänglich gewesen. Das hät­
ten auch die örtlichen Organe erkennen müssen.
Es muß daher festgestellt werden, daß der Angeklagte 
W. den Tatbestand des Vertrauensmißbrauchs (■§ 165 
StGB) nicht erfüllte. Nach dem Beweisergebnis liegt 
ein vorsätzliches Handeln in bezug auf die Herbeifüh­
rung eines bedeutenden wirtschaftlichen Schadens 
nicht vor. Da sich die Anklage als nicht begründet er­
wiesen hat, war der Angeklagte W. im Wege der Er­
streckung (§ 302 StPO) gemäß § 244 Abs. 1 StPO frei­
zusprechen. Damit entfällt auch die strafrechtliche Ver­
antwortung des Angeklagten F. wegen Anstiftung bzw. 
Beihilfe zum Vertrauensmißbrauch, und es hatte inso­
weit ebenfalls Freispruch zu erfolgen.

§§ 362, 363 StPO.
Wird ein Angeklagter im Strafverfahren zum Scha­
denersatz der Höhe nach verurteilt, so ist über die 
dem Geschädigten bei der Wahrnehmung seiner be­
rechtigten Ansprüche entstandenen notwendigen Aus­
lagen grundsätzlich gesondert und ohne weiteren An­
trag zu entscheiden.
Stadtgericht von Groß-Berlin, Urt. vom 14. November 
1969 - Kass. S 22/69.

Das Stadtbezirksgericht hat die Angeklagte wegen 
mehrfacher Unterschlagung und mehrfachen Diebstahls 
zum Nachteil persönlichen Eigentums verurteilt. Fer­
ner hat es die Angeklagte zur Schadenersatzleistung 
an den Geschädigten verurteilt. Die Auslagen des Ver­
fahrens hat es der Angeklagten auferlegt, ohne über 
die notwendigen Auslagen des Geschädigten zu ent­
scheiden.
Gegen dieses Urteil richtet sich der auf die Auslagen­
entscheidung beschränkte Kassationsantrag des Direk­
tors des Stadtgerichts, mit dem angestrebt wird, die 
dem Geschädigten entstandenen notwendigen Auslagen 
ebenfalls der Angeklagten aufzuerlegen.
Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den Gründen:
Die Auslagenentscheidung verletzt das Gesetz durch 
Nichtanwendung der §§ 91 ff. ZPO.
Das Stadtbezirksgericht ist bei seiner Entscheidung über 
die Auslagen des Verfahrens offenbar davon ausgegan­
gen, daß es damit auch über die dem Geschädigten bei 
der Wahrnehmung seiner Schadenersatzansprüche ent­
standenen notwendigen Auslagen mit entschieden hat. 
Es hat jedoch verkannt, daß Auslagen des Verfahrens

i. S. der Bestimmungen des 9. Kapitels der StPO nur 
die dem Staatshaushalt bei der Durchführung des Ver­
fahrens entstandenen Kosten sind. Das ergibt sich aus 
der Legaldefinition des § 362 Abs. 2 StPO, aber auch 
aus §363 StPO, der die im Zusammenhang mit der 
Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen entstan­
denen besonderen Auslagen regelt.
Das Stadtbezirksgericht hätte erkennen müssen, daß 
im Falle der Verurteilung eines Angeklagten im Straf­
verfahren zur Schadenersatzleistung auch der Höhe 
nach grundsätzlich über die dem Geschädigten bei der 
Wahrnehmung seiner berechtigten Ansprüche entstan­
denen notwendigen Auslagen gesondert zu entscheiden 
ist. Dazu bedarf es neben dem Schadenersatzantrag kei­
nes weiteren Antrags des Geschädigten auf Erstattung 
der Auslagen oder eines Nachweises über die tatsäch­
lich entstandenen notwendigen Auslagen. Der Antrag 
auf Ersatz des aus der strafbaren Handlung entstan­
denen Schadens umfaßt zugleich die Geltendmachung 
der Erstattung aller Auslagen, die bei der Wahrneh­
mung des berechtigten Schadenersatzanspruchs entstan­
den sind.
Das ergibt sich aus der ln §17 StPO fixierten Stellung 
des Geschädigten im Strafverfahren, insbesondere aus 
seinem Recht, sich zur Durchsetzung seiner Ansprüche 
eines Rechtsanwalts zu bedienen. Dieser Stellung des 
Geschädigten entspricht es im Interesse der Gewährlei­
stung seiner Rechte, die ihm entstandenen notwendi­
gen Auslagen (wie Verdienstausfall, Reisekosten und 
auch Anwaltskosten) im Falle der Verurteilung zum 
Schadenersatz dem Angeklagten aufzuerlegen (vgl. 
StPO-Lehrkommentar, Berlin 1968, Anm. 4 zu §363 
[S. 403]).
Da im vorliegenden Fall die Verurteilung zum Schaden­
ersatz auf den Bestimmungen des BGB beruht, sind 
die §§ 91 ff. ZPO für die Entscheidung über die not­
wendigen Auslagen des Geschädigten anzuwenden. Die 
Strafkammer hätte deshalb prüfen müssen, ob die An­
geklagte gemäß §§ 91 oder 92 Abs. 2 ZPO die gesam­
ten Auslagen oder gemäß § 92 Abs. 1 ZPO nur antei­
lige Auslagen zu tragen hat. Im Ergebnis dieser Prü­
fung hätte die Strafkammer in diesem Verfahren die 
gesamten notwendigen Auslagen des Geschädigten der 
Angeklagten aufzuerlegen gehabt, da dem Schaden­
ersatzantrag des Geschädigten in voller Höhe entspro­
chen wurde und weitere für die Auslagenentscheidung 
gemäß §§ 93 ff. ZPO beachtliche Gesichtspunkte nicht 
vorliegen. .

Zivilrecht

§§ 94, 946 BGB.
Für die Frage, ob ein Wochenendhaus fest mit dem 
Grund und Boden verbunden und damit wesentlicher 
Bestandteil eines Grundstücks geworden ist, ist nicht 
allein die Art des Fundaments, sondern die gesamte 
Konstruktion und der beabsichtigte Verwendungs­
zweck des Gebäudes von entscheidender Bedeutung.

BG Schwerin, Urt. vom 17. Februar 1970 - BCB 38/69.

Der verstorbene Ehemann der Klägerin errichtete im 
Jahre 1959 mit Genehmigung der Staatlichen Bauauf- 
sicht und im Einverständnis mit dem Verklagten auf 
dessen Grundstück ein Wochenendhaus. Die Klägerin 
will als Erbin ihres Ehemannes dieses Haus umsetzen. 
Der Verklagte hat den Abbruch des Hauses jedoch nicht 
zugelassen.
Die Klägerin hat Klage erhoben und ausgeführt, daß 
der Verklagte nicht Eigentümer des Wochenendhauses 
geworden sei, weil dieses nicht wesentlicher Bestand-
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